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Neue Köpfe und neue Positionen

Wenn es bei der EVP um Bil-
dungsfragen ging, war bisher
Hanspeter Amstutz die unange-
fochtene Instanz. Der 69-jährige
ehemalige Lehrer und Bildungs-
rat prägte die meist konservati-
ven und reformkritischen Posi-
tionen der Kantonalpartei. Am-
stutz gehört auch zu den pointier-
testen Kritikern des Lehrplans
21, der die Lerninhalte schweiz-
weit vereinheitlichen will.

EVP-intern hat der Wind nun
aber gedreht. Die Parteispitze be-
fürwortet den Lehrplan 21, wie
gestern am traditionellen «Güg-
geltreffen» der EVP in Zürich
deutlich wurde. Kantonsrat
Hanspeter Hugentobler, Ge-
meinderat und Schulpräsident in
Pfäffikon, lobte das Reformwerk
in den höchsten Tönen. Ohne Na-
men zu nennen, kritisierte er die
Gegner. Sie hätten aus dem Lehr-
plan 21 ein «Schreckgespenst»
gemacht.

Hugentobler erinnerte an die
eidgenössische Volksabstim-
mung von 2006, als sich 86 Pro-
zent der Stimmenden für die
Harmonisierung des Schweizer
Schulsystems aussprachen. «Der
Lehrplan 21 ist besser als sein
Ruf», sagte Hugentobler und be-

dauerte, dass dieser nun in allen
Kantonen «verpolitisiert» werde.
Der Einwand, der neue Lehrplan
sei zu umfangreich und zu detail-
liert, stimme nicht. Der bisherige
sei auch nicht viel schlanker. Zu
den Vorteilen des neuen Lehr-
plans gehöre es, dass die Spra-
chenfrage darin bereits geregelt
sei: ab der dritten Klasse Eng-
lisch, ab der fünften Französisch.

Parteipräsident Johannes Zol-
linger bestätigte, dass sich Am-
stutz, obwohl Parteileitungsmit-
glied, mit seiner Haltung in der

EVP nicht habe durchsetzen kön-
nen. Auch die achtköpfige Frak-
tion befürworte den Lehrplan 21.

Hugentobler zeigte sich weiter
betont skeptisch gegenüber dem
kantonalen Sparprogramm
(Leistungsüberprüfung 16). An-

gesichts der steigenden Schüler-
und Studierendenzahlen sei es
nicht möglich, bei eingefrorenen
Ausgaben die Qualität zu halten.
«Mehr Leute auszubilden, geht
nur mit zusätzlichen Ressour-
cen», sagte er. Ihm missfällt die
geplante Streichung der Beiträge
für Religion und Kultur ebenso
wie die Kommunalisierung der
Schulleiter zulasten der Gemein-
den. Gegenüber einer Steuer-
erhöhung zeigt er sich offen. Er
wisse allerdings, dass diese Posi-
tion keine Chance habe gegen-
über dem kantonsrätlichen
«Mantra der Mehrheit».

Zollinger will abgeben
Dass Hugentobler die neuen
Positionen der EVP absteckte, ist
nicht ganz zufällig: Er ist der desi-
gnierte neue Parteipräsident, der
offiziell aber noch bestätigt wer-
den muss, wie Zollinger sagte.
Der 68-Jährige will die Geschicke
der Partei im Frühling in jüngere
Hände legen. Hugentobler
scheint bereit, zu übernehmen.

Der 49-Jährige arbeitet als Ge-
schäftsführer von ERF Medien,
einer Schweizer Fachredaktion
im Bereich Glaube und Gesell-
schaft. Wechsel stehen auch bei
anderen Parteiämtern an: So hegt
Nationalrätin Maja Ingold Rück-
trittsabsichten (siehe Kasten).
Aber auch Fraktionschef Peter
Reinhard, seit 22 Jahren im Kan-

tonsrat, überlegt sich, seine Funk-
tion in nächster Zeit abzugeben.

Kantonsrat Markus Schaaf
stellte drei von ihm initiierte Mo-
tionen vor, die sich gegen eine
«übertriebene Denkmalpflege»
richten. Es gelte, Bürokratie ab-
zubauen und die Interessen der
Bauherren zu schützen. Der Re-
gierungsrat ist bereit, die Vor-
stösse in der unverbindlichen
Form von Postulaten entgegen-
zunehmen, womit die EVP ein-
verstanden ist. Schaaf bestritt,
seine Kritik an der Denkmalpfle-
ge habe primär persönliche
Gründe: Als Geschäftsführer
einer Organisation zeigte er Inte-
resse am Kauf einer Kapelle. Der
Deal kam nicht zustande, weil das

Objekt unter Schutz gestellt wur-
de und damit für den Käufer of-
fenbar nutzlos geworden wäre.

Gegen neue Hürden
Kritik übten die EVP-Exponen-
ten auch an Bestrebungen, im
Kantonsparlament eine neue
Wahlhürde einzuführen. «Wer so
etwas fordert, hat Angst vor den
Wählern», sagte Reinhard. Bis
jetzt schaffte es die EVP jeweils
problemlos, die geltende Hürde
(fünf Prozent Wähler in mindes-
tens einem Wahlkreis) zu über-
springen. Als stark erwies sie sich
insbesondere etwa in den Bezir-
ken Pfäffikon oder Affoltern. Die
kantonale EVP wird 2017 hun-
dertjährig. Thomas Schraner

KANTONALE EVP Während der prominente, altgediente EVP- 
Bildungsexperte Hanspeter Amstutz den Lehrplan 21 bekämpft, 
unterstützt der designierte neue Parteipräsident Hanspeter 
Hugentobler das Reformwerk. Die Partei richtet sich neu aus.

DIE EVP IM NATIONALRAT

EVP-Nationalrätin Maja Ingold 
aus Winterthur hat die Absicht, 
noch im Verlaufe dieser Legisla-
tur zurückzutreten. Dies bestätigt 
die 68-jährige frühere Winter-
thurer Stadträtin auf Anfrage, 
ohne einen genaueren Zeit-
punkt für ihre Pläne zu nennen. 
Nachrutschen würde in diesem 
Fall der 46-jährige Sozialunter-
nehmer Nik Gugger, ebenfalls 
aus Winterthur. Auf Anfrage be-
stätigt dieser sein Interesse für 

den Sitz. Ingold selber rutschte 
2010 für den legendären ehe-
maligen Zürcher Stadtrat Ruedi 
Aeschbacher in den Nationalrat 
nach. «Ich bin in den Start-
löchern», sagt Gugger, seit 2015 
Zürcher Kantonsrat. Gugger 
kandidierte 2010 erfolglos für 
den Winterthurer Stadtrat und 
letztes Jahr auch für den Regie-
rungsrat. Für die EVP sitzt neben 
Maja Ingold die Bernerin Mari-
anne Streiff im Nationalrat. tsc

Maja Ingold will vorzeitig zurücktreten
«Mehr Leute
auszubilden, geht 
nur mit zusätzlichen 
Ressourcen.»

Hanspeter Hugentobler,
Kantonsrat EVP

Die Stadt übergeht die Zürcher Gipfeli-Bäcker

Reto Hausammann, Inhaber und
Geschäftsführer der gleichnami-
gen Zürcher Bäckerei in dritter
Generation, ist entrüstet: «Wirt-
schaft und Politik sollten in der
Stadt Zürich zusammenhalten.
Dass die Stadtverwaltung uns
städtische Bäcker einfach über-
geht, ist eine Enttäuschung», sagt
er. Anlass für seine Kritik bildet
die Vergabe eines Lieferauftrags
durch das Gesundheits- und Um-
weltdepartement (GUD) von SP-
Stadträtin Claudia Nielsen. Für
knapp 440 000 Franken bezieht
die Stadt bis im September 2017
Backwaren für die beiden Stadt-
spitäler Triemli und Waid sowie
die städtischen Alterszentren
und Pflegezentren von der Bä-
ckerei Fleischli in Niederglatt.

Das Problem: Der Auftrag wur-
de nicht in einem offenen Sub-
missionsverfahren, sondern frei-
händig vergeben – sprich direkt
und ohne vorgängige Veröffent-
lichung. Auch Bäcker Hausam-
mann hätte einen solchen Gross-
auftrag gerne zugesprochen be-
kommen. «Aber wir konnten der
Stadt ja nicht einmal unser Ange-
bot unterbreiten», sagt er.

Buchmann gab auf
Das GUD begründete seinen Ent-
scheid, den Auftrag im freihän-
digen Verfahren zu vergeben, da-
mit, dass «angesichts der zeitli-
chen Dringlichkeit» nur diese
Variante infrage komme. Doch
warum diese Hektik? Es begann
damit, dass die Bäckerei Walter
Buchmann AG Anfang April ver-
kündete, dass sie ihren Liefer-
dienst Ende Juni einstellen wer-
de. Das Angebot könne seit fünf
Jahren nicht mehr kosten-
deckend geführt werden, liess
sich Buchmann-Sprecher Patrick
Milo damals vernehmen.

Da die Bäckerei auch die am
GUD angeschlossenen Betriebe

mit ihren Gipfeli und anderen
Backwaren belieferte, musste die
Stadt schnellstens für Ersatz sor-
gen. Eine ordentliche Ausschrei-
bung bedinge einen Vorlauf von
mindestens vier Monaten, teilt
das GUD auf Anfrage mit. Da aber
die Buchmann AG die sechsmo-
natige Kündigungsfrist nicht ein-
gehalten und den Vertrag mit nur
gerade 2½ Monaten Vorlaufzeit
gekündigt habe, sei «die lücken-
lose Belieferung mit einer or-
dentlichen Ausschreibung ge-
fährdet gewesen». Deshalb war
die freihändige Vergabe des Auf-
trags gemäss Submissionsver-
ordnung rechtens.

Die Bäckerei Fleischli erhielt
den Zuschlag, nachdem die Stadt
vier Konkurrenzofferten einge-
holt hatte. Unter den angefragten
Bäckereien sei auch ein Zürcher
Betrieb gewesen, versichert das

GUD. Den Namen gibt die Stadt
aus Datenschutzgründen aber
nicht preis. Interesse am Auftrag
hätten am Ende lediglich zwei
Firmen bekundet, die nicht in der
Stadt Zürich ansässig sind. «Der
Entscheid zugunsten der Bäcke-
rei Fleischli fiel aufgrund der
frisch hergestellten Produkte in
sehr hoher Qualität sowie einer
grossen Flexibilität», schreibt
das Departement.

Offenbar fragten die Verant-
wortlichen aber nicht die rich-
tigen Zürcher Bäckereien an:
Neben Reto Hausammann äus-
sern nämlich auch die Inhaber
der Bäckereien Jung und Imholz
ihr Befremden über den Vergabe-
entscheid des GUD. «Wir sind
nun 40 Jahre in der Stadt Zürich
als Bäckerei tätig, wurden aber
nicht angefragt. Dazu braucht es
wohl Beziehungen», sagt Bernd

Jung. Vom Grossauftrag nichts
gewusst hat auch Michael Im-
holz: «Dass die Stadt nicht erst
die hiesigen Bäckereien berück-
sichtigt, ist keine Art», sagt er.
Zwar fokussiere sein Betrieb eher
auf Kunden der gehobenen Ho-
tellerie und sei mit seiner Infra-
struktur nicht auf eine Massen-
produktion ausgerichtet. «Doch
ich frage mich schon, warum wir
als Zürcher Traditionsbäckerei
gar nicht erst angefragt wurden.»

Arbeit für zwei Bäcker
Eine ganzjährige Lieferverpflich-
tung in der Grössenordnung von
440 000 Franken bedeute für
eine Bäckerei gemäss einer gän-
gigen Faustregel Arbeit für zwei
Mitarbeiter, sagt Imholz. Attrak-
tiv sei der Auftrag auch deshalb,
weil mit wenig Lieferfahrten eine
grosse Menge Backwaren vertrie-

ben werden könne. «Im Normal-
fall lohnen sich Lieferdienste ge-
nau deshalb nicht, weil man lange
Fahrten auf sich nehmen muss,
um relativ kleine Mengen Waren
zu verkaufen.»

Für die drei Bäcker ist deshalb
klar: Bei der nächsten Vergabe
eines Backwarenauftrags durch
die Stadtverwaltung müssen
Bäckereibetriebe, die in Zürich
Steuern bezahlen, besser berück-
sichtigt werden. Und tatsächlich
erhalten die Bäcker in der Stadt
bald die Gelegenheit, sich um die
Lieferungen der GUD-Betriebe
zu bewerben. Der «Warenkorb
Frischbackwaren» wird gemäss
Angaben des Departements näm-
lich nächstes Jahr zusammen mit
weiteren Aufträgen im Bereich
Food wieder ordentlich im offe-
nen Verfahren ausgeschrieben.

Florian Niedermann

BESCHAFFUNG SP-Stadträtin 
Claudia Nielsens Departement 
düpiert die Stadtzürcher 
Bäckereien. Es bezieht Back-
waren für 440 000 Franken 
aus dem Zürcher Unterland.

Die Zürcher Bäckereien hätten die städtischen Betriebe gerne mit Gipfeli beliefert. Der Auftrag ging nun an die Unterländer Bäckerei Fleischli. Keystone

Tramuki wird 
ausgebaut
INTEGRATION  Sozial benach-
teiligte Familien mit Migrations-
hintergrund leben oft isoliert und
pflegen wegen sprachlicher und
kultureller Hürden kaum Kon-
takte. Vor allem Müttern mit klei-
nen Kindern fehlen Ansprech-
personen – und sie wissen oft
nicht, welche öffentlichen Ange-
bote sie mit ihren Kindern
eigentlich nutzen könnten.

Hier setzt seit drei Jahren das
Pilotprojekt Tramuki (Transkul-
turelle Mutter-Kind-Gruppe) der
Sozialen Dienste der Stadt Zürich
an. Unter diesem Namen finden
in der Stadt Zürich wöchentlich
Treffen für Mütter mit Migra-
tionshintergrund und ihre bis zu
dreijährigen Kinder statt. In der
Gruppe tauschen sich Mütter aus,
lernen mit ihren Kindern spiele-
risch Deutsch und werden darin
unterstützt, sich in Zürich zu
integrieren.

Laut einer Mitteilung der Stadt
Zürich ist das Projekt ein Erfolg
und wird deshalb ausgebaut. Bis
Anfang 2017 wird in allen fünf
Sozialzentren der Stadt je eine
Tramuki-Gruppe aufgebaut. Die
Teilnahme ist kostenlos. hz

Brand 
in der Küche
DÜBENDORF In Dübendorf hat
am frühen Dienstagmorgen eine
Küche in einem Mehrfamilien-
haus gebrannt. Obwohl das Feuer
rasch gelöscht werden konnte,
entstand ein Schaden von meh-
reren Zehntausend Franken. Die
Wohnungsmieterin war während
des Brandes ausser Haus.

Nicht nur in der Küche, son-
dern in der ganzen Wohnung blie-
ben massive Brand-, Russ- und
Rauchschäden zurück, wie die
Zürcher Kantonspolizei gestern
mitteilte. Der Alarm bei der
Feuerwehr ging gegen 5.15 Uhr
ein. Grund für das Feuer dürfte
gemäss Polizeiangaben Fahrläs-
sigkeit sein. sda

Bei Stau auf 
Pannenstreifen
STRASSENVERKEHR Auf der
A1 zwischen Zürich-Ost und
Brüttisellen sollen dereinst die
Automobilisten bei Staus den
Pannenstreifen benutzen dürfen.
Vorgängig führt das Bundesamt
für Strassen (Astra) auf diesem
Streckenabschnitt Baugrund-
untersuchungen durch. Sie be-
ginnen heute und dauern voraus-
sichtlich bis 2. September, wie
das Astra gestern mitteilte. Das
Untersuchungsprogramm sieht
zwischen der Verzweigung Zü-
rich-Ost und der Verzweigung
Brüttisellen in beiden Fahrtrich-
tungen diverse Bohrarbeiten und
Rammsondierungen vor.

Mit den Erkundungen werden
im Hinblick auf die geplante Pan-
nenstreifenumnutzung (PUN)
die Fundationsverhältnisse für
neue Lärmschutzwände sowie
von möglichen Standorten einer
Strassenbehandlungsanlage ab-
geklärt. Wegen der Arbeiten kön-
ne es werktags ab etwa 8.30 Uhr
zu temporären Sperrungen des
Pannenstreifens kommen.

Mit der Pannenstreifenum-
nutzung sollen Automobilisten
bei Staus in den Spitzenzeiten
auch den Pannenstreifen benut-
zen können. Das Astra will mit
dem PUN-Projekt das Staupro-
blem auf verschiedenen Natio-
nalstrassenabschnitten in der
Schweiz lösen. sda


